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Verkündet
am 14. Mai 1964 
Heil, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit
der Prau H L , wohnhaft in
DJ -B , S straße ,

Klägerin und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

-\7erke GmbH M -A ,
, vertr. durch den Geschäftsführer

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

die H J 
S straße 
E: J

hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom H. Mai 1964 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr» Fischer 
und der Bundesrichter Dr» Kuhn, Dr„ Nörr, Liesecke 
und Pieck
für Recht erkannt:



la

Auf die Revision und die Berufung 
der Klägerin werden das an Verkündungs Statt

t "am 18. und 21. August 1961 zugestellte Urteil 
des 8. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München sowie das Urteil der 4. Zivilkammer 
des Landgerichts München I vom 30. April 1958 
aufgehoben.

Lie Beklagte wird verurteilt, an die 
Klägerin 9»900,—  LM nebst 4 i° Zinsen seit dem 
30. Juli 1957 zu zahlen.

Lie Kosten des Rechtsstreits trägt die 
Beklagte.

Von Rechts wegen.
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Tatbestand:

Der im November 1939 verstorbene Ehemann der 
Klägerin war lange Jahre Geschäftsführer des Kalo- 
riferwerks H1 J GmbH in D> . Nach seinem
Tode verhandelte die Klägerin mit Frau T.' . J ,
der Alleingesellschafterin des Werks, über die Gewäh­
rung eines Witwengeldes. Im Verlauf des hierüber ge­
führten Schriftwechsels bot Frau J‘ der Klägerin
mit Schreiben vom 9. Januar 1940 ein Witwengeld von 
monatlich 500,—  HM an, mit der Maßgabe, daß "bei 
einer wesentlichen Verschlechterung in den Verhält­
nissen des Kaloriferwerks eine Überprüfung und Herab­
setzung des eingeräumten Betrages von 500,—  HM mo­
natlich durch die Geschäftsleitung statthaben kann, 
wenn die Weitergewährung der Bezüge eine schwere Un­
billigkeit für die Gesellschaft sein würde". Die 
Klägerin erwiderte mit Schreiben vom 14= Januar 1940, 
sie wolle dieses "Pensionsangebot grundsätzlich an­
nehmen". Zugleich machte sie jedoch den Vorschlag, 
das Werk solle an eine Versicherung einen einmaligen 
Abfindungsbetrag zum Erwerb einer Leibrente für sie 
und ihre Tochter zahlen. Diesen Vorschlag lehnte Frau 
J unter dem 11. März 1940 aus steuerlichen Grün­
den ab. In demselben Brief machte Frau J- der
Klägerin ihr "letztes Angebot"; auf Zahlung von mo­
natlich 500,—  HM ab 1. Juni 1940 und Gehaltsfortzah­
lung auf 6 Monate nach dem Tode des Ehemannes. Unter 
dem 26. April 1940 richtete die Direktion des Kalorifer­
werks an die Klägerin folgendes Schreiben:



•'Wir bestätigen Ihnen, daß das Kalorifer­
werk auf Veranlassung von Frau Professor 
J- Ihnen ab 1« Juni eine Pension in
Hohe von

brutto R.Mk. 500,—  monatlich
auf Lebenszeit oder bis zu einer Wiederver­
heiratung zahlen wird..
Die Zahlung erfolgt jeweils am Monatsende.».."

Im Jahre 194-1 wurde das Kaloriferwerk unter Sitzver­
legung nach M . mit der "J1 Motorenbau GmbH,
M " und der "J Kalorimeterbau GmbH, D
in der Weise zusammengelegt, daß die Alleingesell­
schafterin Frau J die Geschäftsanteile der
beiden letztgenannten Gesellschaften in das Kalorifer 
werk einbrachte; die Gesellschaft erhielt nunmehr 
den Hamen: "H -J' -Werke GmbH1' (Beklagte)» Von
den drei unter dieser Firma betriebenen Y/erken blieb 
nach dem Zusammenbruch nur der ll -A!
Betrieb der Gesellschaft erhalten» Im August 194-6 
beantragte die Beklagte beim Amtsgericht München 
richterliche Vertragshilfe wegen ihrer Verbindlich­
keiten» Sie begründete ihre derzeitige Zahlungsun­
fähigkeit mit der Uneinbringlichkeit ihrer Forde­
rungen gegen die öffentliche Hand und dem Verlust 
von Vermögenswerten vor allem in der sowjetisch be­
setzten Zone. Las anschließende Vertragshilfever­
fahren beschränkte sich auf die Ansprüche von Gläu­
bigern des Werks in R! -A und sah eine Be­
friedigung dieser Gläubiger mit 55 'p der Forderungen 
vor. Die Mittel hierfür sollten vor allem aus dem 
Srlö3 entnommen werden, den die Beklagte im Jahre 
1947 durch den Verkauf von Maschinen und Material



zum Preise von 460.000,—  RM an die "Forschungsan­
stalt Prof. J GmhH, M -A " erzielt
hatte. Nach dem Erlaß des Umstellungsgesetzes, das 
der Beklagten gegenüber ihren meisten Gläubigern 
ein Leiottingsverweigerungsrecht gewährte, wurde 
das Vertragshilfeverfahren nicht weiter betrie­
ben und schließlich am 29. April 1952 eingestellt.
In der DM-Eröffnungsbilanz wurde das Stammkapital 
der Beklagten von zuletzt 3.000.000,— RM auf 
30.000,—  UM umgestellt. Während die Beklagte ihren 
Produktiono- und Geschäftsbetrieb bisher nicht 
Wieder aufgenommen hat und nur als Anspruchsträ­
gerin für etwaige Entschädigungsforderungen gegen 
die öffentliche Hand aufrecht erhalten worden ist, 
wird, die aus der ehemaligen Forschungsanstalt ent­
standene "J Maschinen- und Metallbau GmbH"
(JUMA) heute als werbendes Unternehmen betrieben.

'Hie Beklagte hat der Klägerin bisazum 30. 
April 1946 eine Pension von monatlich 500,—  RM 
gezahlt. Nachdem sich die Klägerin wegen der dama­
ligen Vermögenslage der Beklagten mit einer Kürzung 
der Pension auf monatlich 300,—  RM bis zum 1. Juni 
1947 bereit erklärt hatte, sind ihr monatlich 
300,—  RM und -später 300,—  DM bis zum 31. März 
1954 gezahlt worden. Danach hat die Beklagte ihre 
Leistungen eingestellt und ungeachtet der Erklä­
rungen der Klägerin vom 11. Mai 1954 und 26. April 
1956, sie bestehe auf ihrem Pensionsanspruch und be­
halte sich-weitere Schritte vor, nicht wieder aufge­
nommen.



Die Klägerin hält die Einstellung der 
Pensionsleistungen für ungerechtfertigt und ver­
langt mit ihrer Klage von der Beklagten weitere 
Pensionszahlungen für die Zeit vom 1. April 1954 
hie zun 31. März 1957 zunächst in Höhe von 55 
des vereinbarten Betrages von 500,—  DM monatlich, 
das sind 9-900,—  DM, nebst 4 vß> Zinsen seit Klage- 
Zustellung. Sie hat in erster Linie geltend ge­
macht, nit einer Verschlechterung ihrer Wirtschaft 
liehen Verhältnisse könne die Beklagte die Einstei 
lung der Pensionszahlungen nicht begründen, da 
sie den dahingehenden, bei den Vertragsverhand­
lungen zunächst gemachten Vorbehalt später fallen 
gelassen habe.

Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten. 
Sie hat vorgetragen, die der Klägerin freiwillig 
gegebene Pensionszusage habe gemäß den in den 
Vorverhandlungen abgegebenen Erklärungen unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs bei wesentlicher Ver­
schlechterung der wirtschaftlichen Lage gestanden. 
Die Schreiben vom 11. März und 26. April 194-0, in 
denen dieser Vorbehalt nicht mehr ausdrücklich er­
wähnt worden sei, hätten nur noch die endgültige 
Festsetzung der Pensionshöhe zum Inhalt gehabt. Di 
tatsächlichen Voraussetzungen für den Widerruf der 
Pensionszusago seien auch eingetreten. Die Beklagt 
habe durch die Enteignung der beiden D Be­
triebe 80 ihres Vermögens verloren. Das ihr ver­
bliebene Werk in M .-A habe als reiner
Hüstungobetrieb nach Kriegsende keine Produktions-



-  6 -

möglichkeit mehr gehabt. Die Erfüllung der Pen­
sionsansprüche der Klägerin würde ihr derzeitiges 
Vermögen im wesentlichen beanspruchen, nachdem 
die bei der Währungsumstellung für diesen Zweck 
vorgenommene Rückstellung verbraucht sei; am 
31- Dezember 1956 habe ihr Vermögen einschließlich 
der Sonderrücklagen nur noch 47.000,—  DM betra­
gen. Hilfsweise hat sich die Beklagte auf Ver­
wirkung und Verjährung berufen»

Landgericht und Oberlandesgericht haben 
die Klage abgewiesen. Mit der Revision, um deren 
Zurückweisung die Beklagte bittet, verfolgt die 
Klägerin ihren Klageantrag weiter.

Entscheidungsgründe:

1. Das Berufungsgericht geht davon aus, das 
der Klägerin gegebene Versorgungsversprechen habe 
seinen Grund in dem früheren Dienstverhältnis ihres 
Ehemannes gehabt und habe eine Rechtspflicht der 
Beklagten zur Zahlung von Versorgungsbesügen an die 
Klägerin begründet. Das ist zutreffend. Des Weite­
ren ist das Berufungsgericht der Meinung, die Be­
klagte habe dieses Versprechen bei veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnisses widerrufen dürfen.
Das entnimmt das Berufungsgericht dem Schriftwechsel, 
der im Jahre 1939/40 zwischen der Klägerin und Prau 
J geführt worden ist. Schließlich legt das
Berufungsgericht dar, daß die vertraglich vorge­
sehenen Voraussetzungen für den ausgesprochenen Wi­
derruf durch die Verluste der Beklagten beim Zusam-



menbru'ch eingetreten seien; die Klägerin könne 
daher gegen die Beklagte keine Rechte mehr aus 
den Pensionsversprechen herleiten.

Es kann dahingestellt bleiben, ob die von 
der Revision bekämpfte Annahme des Berufungsgerichts, 
das Pensionsversprechen der Beklagten habe kraft 
vertraglicher Vereinbarung von vornherein unter 
den Vorbehalt des Widerrufs bei veränderten wirt­
schaftlichen Verhältnissen gestanden, nach den für 
die Auslegung von Verträgen geltenden Grundsätzen 
rechtlich haltbar ist. Denn schon aus einem ande­
ren Grund mußte die Revision Erfolg haben.

Hach dem unstreitigen Sachverhalt hat die 
Beklagte nicht mehr ein im Handelsleben tätiges 
Unternehmen. Ihren Geschäftsbetrieb hat sie seit 
dem Zusammenbruch nicht wieder aufgenommen und be­
absichtigt offenbar auch nicht, es v/ieder zu tun.
Ein Verzicht der Klägerin auf ihre Pensionsforde­
rungen könnte daher die wirtschaftliche Entwicklung 
der Beklagten nicht mehr beeinflussen, geschweige
denn auf die Dauer zum Besseren wenden. In solchen

*Fällen ist es einem Unternehmen im allgemeinen ver­
sagt, vertraglich geschuldete Versorgungsleistungen 
unter Berufung auf § 242 BGB mit der Begründung zu 
kürzen oder zu streichen, die Leistungen könnten 
ihn mit Rücksicht auf seinen wirtschaftlichen Nie­
dergang nicht mehr zugemutet werden (BAG AP § 242 
BGB - Ruhegehalt - Nr. 42; RGZ 148, 81, 88 ff; Ni- 
kisch JZ 1952, 75 und Arbeitsrecht 5. Aufl. S. 593)« 
So kann nach der Rechtsprechung insbesondere dem
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Pensionär eines schon in Liquidation befindlichen 
Unternehmens das Opfer einer Pensionskürzung in 
der Regel nicht zugemutet werden, weil hierdurch 
die Auflösung des Unternehmens doch nicht aufzu­
halten ist (RAG 20, 104, 114; OLG Schleswig HJ\7 
1951, 408; LAG Hamburg BB 1951, 841; LAG. Düssel­
dorf BB 1956, 1106)o

Das Berufungsgericht hält diese Rechtsprechung 
im vorliegenden Pall deshalb nicht für anwendbar, 
weil hier ein im Einzelfall (und nicht auf Grund 
einer Betriebsvereinbarung) gegebenes Versorgungs- 
Versprechen vorliege, dessen Widerruf ganz allge­
mein von einer Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Lage der Beklagten ohne Rücksicht auf deren Weiter- • 
entwicklung abhängig gemacht worden sei. Dabei hat 
es jedochwfoigendes; übersehenr'Polgt man der Aus­
legung, die das Berufungsgericht der Versorgungs­
zusage der Beltlagten gegeben hat, so darf die Be­
klagte gemäß dem Schreiben der Frau J vom
9. Januar 1940 bei einer wesentlichen Verschlech­
terung ihrer Verhältnisse den zugesagten Betrag von 
monatlich 500,—  RM nur dann überprüfen und herab­
setzen, "wenn die Weitergewährung der Bezüge eine 
schwere Unbilligkeit für die Gesellschaft sein würde"; 
der letztere Tatbestand muß also als weitere Voraus­
setzung für -eine Kürzung oder Einstellung der Bezüge 
zu der Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage 
noch hinzukommen. Von einer "schweren Unbilligkeit" 
für die Beklagte kann hier aber schon deshalb keine 
Rede sein, weil die Beklagte seit dem Zusammenbruch 
als werbendes Unternehmen ohnehin nicht mehr besteht
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Und es deshalb für ihr weiteres wirtschaftliches 
Schicksal gleichgültig ist, ob sie ihre Pensions- 
schuld gegenüber der Klägerin erfüllen muß oder 
nicht; insofern ist die Beklagte einer in Ab­
wicklung befindlichen Gesellschaft gleichzustel- 
len.

Dem steht auch nicht der Gesichtspunkt ent­
gegen, daß die Beklagte in dem Zeitraum,für den 
die Klägerin Pensionsansprüche in diesem Rechts­
streit geltend macht (April 1954 bis März 1957), 
noch nicht voll übersehen konnte, ob und in 
welchem Umfang ihr der Bundesgesetzgeber eine 
Entschädigung wegen ihrer Kriegs- und Nachkriegs- 
verluste zubilligen werde; das Allgemeine Kriegs­
folgengesetz vom 5. November 1957 (BGBl. I, 1747) 
ist erst später ergangen. Der rechtliche Fortbe­
stand der Beklagten als Anspruchsträgerin gegen­
über dem Staat konnte bei einem von der Beklagten 
selbst vorgetragenen Vermögensstand von 47.000,—  DM 
zum 31. Dezember 1956 auch aus damaliger Sicht je­
denfalls nicht durch die Notwendigkeit in Frage ge­
stellt werden, die ohnehin schon auf 55 cf° ermäßig­
ten Versorgungsansprüche der Klägerin in der Ge­
samthöhe von 9-900,—  DL! für den betreffenden Zeit­
raum zu befriedigen; dies ufkso weniger, als es 
nach dem Vortrag der Beklagten (Schriftsatz vom 
8. Januar 1959) außer der Klägerin keinen Gläubi­
ger gibt, der Ansprüche gegen sie geltend macht.

2. Die von der Beklagten hilfsweise geltend 
gemachten Gesichtspunkte der Verwirkung und Ver-
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jährung Steifen, nicht durchs

a) Uie Tatsache, daß die Klägerin in 
der Zeit zwischen ihren beiden an die Beklagte 
gerichteten Briefen vom 11» Mai 1954 und vom 26.
April 1956 nichts unternommen hat, um ihre Pen­
sionsansprüche gegen die Beklagte durchzusetzen, 
kann den Binwand der Verwirkung dieser Ansprüche 
allein nicht begründen. Bo müßte hinzukommen, daß 
die Beklagte sich infolge des Schweigens der Klä­
gerin in ihren geschäftlichen Maßnahmen darauf 
eingerichtet hätte, daß die Klägerin auf ihre 
Pensionoforderüngen nicht mehr zurückkommen werde, 
und daß ihr aus diesen Gründen die Erfüllung nicht 
mehr zugemutet werden könnte. Einen solchen Sach­
verhalt hat die Beklagte nicht vorgetragen; er 
ließe sich angesichts der Tatsache, daß die Klä­
gerin in jenen beiden Schreiben nachdrücklich be­
tont hat, sie gehe ihre Pensionsansprüche nicht 
auf, auch schwerlich begründen.

«

b) Der Klageanspruch ist Weder ganz noch 
teilweise verjährt, da-er der 4-jährigen Verjährungs­
frist des § 197 in Verbindung mit § 201 BGB unter­
liegt und diese Prist bei Klageerhebung (50. Juli 
1957) noch nicht verstrichen war.

Wie der Senat bereits entschieden hat, ver­
jähren Gehalts- und Ruhegeldansprüche der Vorstands­
mitglieder von Aktiengesellschaften nach § 197 BGB 
in 4 Jahren. Die Bestimmung des § 196 Abs. 1 Dr. 8 
BGB .erfaßt diese Ansprüche entgegen dem Wortlaut nicht,
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weil sie nach ihren Sinnzusaramenhangiund Zweck 
ein soziales Abhängigkeitsverhältnis voraus­
setzt, das bei den zum vertretungsberechtigten 
Organ der juristischen Person gehörigen Vorstands­
mitgliedern einer Aktiengesellschaft nicht gege­
ben ist (BGHZ.36, 142).

Dieselben Gesichtspunkte, aus denen der 
Senat die Vergütungsansprüche der Vorstandsmit-

i

glieder einer Aktiengesellschaft der 4-jährigen 
Verjährung nach § 197 und nicht der 2-jährigen 
Verjährungsfrist des § 196 Abs. 1 Nr. 8 BGB un­
terstellt hat, treffen auch auf den Geschäftsführer 
einer GmbH zu. Auch dieser ist Organ einer juristi­
schen Person und befindet sich als solches in einer 
Stellung, die an Selbständigkeit und sozialer Un­
abhängigkeit der des Vorstandsmitglieds einer Ak­
tiengesellschaft durchaus vergleichbar ist; auch 
er könnte zudem in Interessenkonflikte geraten, 
wenn er gezwungen wäre, ihn nach seiner Ansicht 
zustehende Bezüge wegen drohender Verjährung be­
reits innerhalb von 2 Jahren einzuklagen.

Y/as aber für die Dienst- oder Versorgungs­
bezüge eines Vorstandsmitglieds oder Geschäftsfüh­
rers selbst gilt, muß auch für die Versö.rgungsan- 
Sprüche der Witwe eines solchen Gesellschaftsor- 
gans gelten. Hierbei ist es gleichgültig, inwie­
weit in der Person der Witwe selbst die Gründe vor­
liegen, die es rechtfertigen, die Vergütungsan­
sprüche des Ehemannes der Verjahrungsvorschrift des 
§ 197 und nicht der des § 196 Abs. 1 Hr. 8 BGB zu
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unterstellen. Es kann auch nicht darauf ankommen, 
oh die Versorgungsansprüche der Witwe, wie es 
meint der Fall ist, in demselben Vertrag nieder­
gelegt sind wie die Bezüge ihres Ehemannes, oder 
oh sic, wie hier, auf einen erst nach dem Tod des 
Ehemannes der Witwe gegebenen Pensionsversprechen 
beruhen. Entscheidend ist vielmehr, daß die An­
sprüche ihren Grund in dem Dienstverhältnis ha­
ben, das zwischen dem Gesellschaftsorgan und dem 
Unternehmen besteht oder bestanden hat. Es hieße, 
Zusammengehöriges auseinanderreißen, wollte man 
die Versorgungsanoprüche des Dienstverpflichteten 
und die seiner Hinterbliebenen verschiedenen Ver­
jährungsfristen unterwerfen, obschon diese An­
sprüche nicht nur ihrer Hatur nach gleichartig 
sind, sondern auch in demselben Dienstverhältnis 
wurzeln.

3. Da hiernach die Einwendungen der Beklag­
ten gegen den Klageanspruch schon;aus Rechtsgrün­
den nicht durchgreifen, war der Klage unter Auf­
hebung der angefochtenen Urteile der beiden Vor- 
inotanzen stattzugoben.



Die Entscheidung über den Zinsanspruch 
beruht auf den §§ 288, 291 BGB, die Entscheidung 
über die Kosten auf § 91 ZPO»

Br. Bischer Br. Kuhn Br. Körr
Liesecke Fleck


